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T äti gkeitsbe r icht des Verfassungs­
gerichtshofes für das Jahr 1978 

An den 

Herrn Präsidenten des Nationalrates 

W i e n 

xv. G~sl!tzgeburJgsperiode 

A 1014 Wien, BaHhausplatz 2 

Tel. (0222) 6615iO 

Ich bee hre mich, in der Anlage den Tätigkeitsbericht des Verfassungs­

gerichtshofes für das Jahr 1978 dem Nationalrat gemäß § 21 Abs. 1 des 

Geschäftsordmmgsgesetzes 1975 vorzulegen. 

Dieser Tätigkeitsbericht wurde der Bundesregierung in ihrer Sitzimg am 

'17. Juli 1978 z ur Kenntnis gebracht. 

1. 

DeIn Tätigkeitsbericht is t zu entnehmen, da l1 die Anzahl der Beschwerde­

fäll e weiter im Steigen begriffen ist. Auch die jeweils am Jahresende 

offenen Fälle zeigen in den letzten Jahren e in.e steigende Tendenz. In 

dieseln Zusanunenhang weist der Verfassungsge richtshof darauf hin, daß 

eine E n tlastung des Verfassungsgerichtshofes durch geeignete gesetz­

geb e rische Maßnahmen im Interesse s einer Funktionsfähigkeit unbedingt 

erforde rlich sei. 

Die Bunclesregiernng hat bereits in der abgelaufenen XIV. Gesetzgebungs­

periode des Nationalrates durch drei Regierungsvorlagen, elie eine Ände­

rung des BWldes- Verfassungsgesetzcs, des Verfassungsgerichtshofge­

setzes 1953 und des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1965 vorsahen (vgl. 

823, 825 und 827 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des 

Nationalrates, XIV. GP. ) eine Entlastung des Verfassungsgerichtshofes her­

beizuführen versucht. Die erwähnten Regierungsvorlagen stießen auf nicht 

unerhebliche Kritik, vor allem seitens des Verwaltungsgerichtshofes, und 

wu r den in der abgelaufenen Gesetzgebungsperiode nicht mehr verabschiedet. 

Im H inblick auf die Dringlichkeit einer Entlastung des Verfassungsgerichts­

hofes , der darrüt verbundenen Problematik und den Umstand, daß gleich­

artige Prohleme auch beim Verwaltungsgerichtshof bestehen, wurde die 
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beim Bundeskanzleranlt eingesetzte Arbeitsgruppe zur Koo:r.dinierung von 

Vorschlägen zu einer Reform der B\!ndesverfassung rnit dieser Frage be­

faßt. ln~ Rahmen dieser Arbeitsgruppe hat ein Meinungsaustausch über 

die Frage stattgefunden. Der Vedassungsgerichtshof selbst hat seine 

numnehrigen Vorstellungen in die Form eines Gesetzentwurfes gekleidet, 

der in d.er nächsten Sitzung der Arbeitsgruppe izn September eTörtert u:ld 

da.nn gegebenenfalls den~ Begutachtungsverfahren zugeführt werden wird. 

H. 

Hinsichtlich der Ausführtmgen unt er Pmlkt II des Tätigkeitsberichtes des 

Verfassungsgerichtshofes ist folgendes zu bernerken: 

Es mag sein, daß die vorn Verfassungsgerichtshof zitie::.'te Stelle der Er­

läuterungen zur Regierungsvorlage für sich allein betr~c~J:_et Z\::. dem Ein­

druck führen kann, den der Verfassungsgerichtshof gewo:lnen hat. Zieht 

man aber ane maßgebenden Umstände in ErwäglU1g, so ergibt sich ein ande­

res Bild. 

In den Erläuterungen der Regieru.."1gsvorlage für ein Abgabenänder1.:ngsge­

setz 1977 (485 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des 

Nationalrates, XIV. GP.) finden sich u, a. folgende Ausführunge:rl: "Die 

bisherige Fassung des § 53 Abs. 7 lit. a hat, wie die hiezu ei~gangene Recht-, 

sprechung zeigt, zu Auslegung;:;schV'lierigkeiten geführt. Durch die nun­

mehrige Formulierung soll lediglich di.e der bisherigen Fassung zug:!:mlde­

liegende Absicht des Gesetzgebers deutlich, hervorgehoben werden. Es wird 

klargestellt, daß bei Mietobj ekten, für die Mi etverträge nach dem. 31. Dezem.­

bel' 1967 abgeschlos sen wurden, nur dann ein Abschlag im Sinne dieser Be­

stir~m.ung zu gewähren ist, wen~ ausschließlich § 15 des Wohnhaus ,·,Wi eder­

anfbaugesetzes An"" .. endung findet. 11 

Daß nlan sich bei der Novellienmg des Be .. ...,erh'.!lgsgesetzes mn die Einhal­

tung des Gle.ichheitsgrundsatzes belnüht hat, geht aus den Erläuterungen 

z\!r Regierungsvorlage dadurch hervor, dai..i festgestellt wi.rd: "Die 1:.1.1n­

rnehrige Fassung soll eindeutig klarstellen, daß alle nach deIn 31, Dezerrlber 

1967 er::ichteten Gebäude gleichgültig, ob es sich u.m Eigenttunswohnhäuser. 

Genossenschaftswohnbauten odel' Gerneindebauten handelt, bei ßlei_,=-1?:,~E V~r­

~.?_~se_~~'!-!2.&.en einer. gleictlen Bewertung unterliegen.. Dies hätte zur Folge, 

daf3 hit~s i(htlich di-eser. Objekte fiEe ~g!..eic.h.artiK~..;~':Yoh_~,':-.E.Ken ein~2:JJ~jc}2..:.­

llOh.~n. Grundsteuerbelas.tu12.g unterliegen. " 
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In seirrcrn Erkenntnis VJSIg. 8020/1977 hatte sich der VerIassungsgerichts­

hof der RechU,preclnmg des Verwa.ltungsgerichtshofes angescblossen und 

gegenüber der Bestimrnung des S 53 Abs. 7 Ilt. a BcvvG ill der Fassung yor 

der Abgabengesetznovelle 197'1 eile Not\',endigkdt einer vcrfassungskonfor­

lnen Auslcgemg insofern ang,,-'nO.TYHnen, "ds auch l\1ietzinse anderer Art als 

der nach § 15 ',\T o hnullgs.-Wiedcraufb<ll.lgesctz zu einer ELrzung in der Bc·­

wertung des Cbjektes führen körlnen. Wesentlich ist also, daß die beiden 

Gerichtshöfe des l;.ffcütlichcl Rechtes in deI· (hrnaligen Rcc11tsprecl11.1ng {ür 

die B eurtei lu;,g der rnaßgebend en E rtre.:. gsfiihigkci teines Obj ektes ges etz­

lich beschränkte .Mit'tzin.:;ü_ jedenfaUs als h'2rücLsichiigungswürdig ansahen, 

und ZWCl.!: auch dann, v/en::l. diese ßebchrzinbJng nicht auf dem. § 15 'IV\VG 

beruhte. 

Durch die Novellicnmg der hi.er in Frage stehenden Flesti.nnnung des Be-

wertungsgesetzes durch das .i\bgabcnändcl'ungSgesetz 19-/7 wurde ZUül Aus-

d uck b .... l' J i' i·· Tl " n 1 § l' 5 \.~,T1AT(.--: .... c.15 ge <:.', etz,lJ.; cl·' .. c r ... ge l"nC 1(, (a. ~ nur (:;.c l.JCSLlnl 'lUJlge:J ces vy _, n. j , 

Mietzinsbeschränkungen irn SjYl'."lC del' TZe[-',c:lnrlg anzusehen sind. Gleich­

zeitig \/urde aber, :in tdhyeisc:;: Erg~i:1Z'11lt.; der bisherigen Regelung hinzu­

gefügt, daß eine Künmng auch für l\;1ieto~)jcktc zu bewähren sei, Ildie nach 

diesen"1 Zeitpunkt (nän1lich den] 31. Dczernöer J. 967) !.}_ac~~cj slich_nicht ozw. 

nicht zu einern höheren als derrl seir!<:~l'zciLgcn auf Grund des Mietengesetzes, 

. des Preisregelungsgesetzes und des Zins~,toF6e,:."..::tzes beschr~inkten Ivliet­

zins vermietet werdtn können. 11 Dadurch wurdE.; in der vonl zuständigen Aus­

schuß des NationalrCi.tes vOl-geschLJgcnerL emd dann so beschlossenen endgül­

tigen Textierung ein Korrektiv im Sinne dE.,r Beachtung der Ertragsfähigkeit 

systemkonfonn ges chaffen und die ß erücksi chtigung anderer .i.Y1ietzinsbe­

schränkungcn nicht 2,u3gesch1ossen. 

Mit dem Erkenntnis vom 13. Okte>ber 1978, G 2.1/78, G 89,90/78 hat der 

Verfassungsgerichtshof die bcic1 Cll letzten Halbsätze des § 53 Abs. 7 lit. a 

BewG als verfztssungswidrig auigdlOben. Als Begründung dafür \vurde u. a. 

a.ngef-:.ihrt, daß dem Erkenntnis VfSlg. 8020/1977 die l\ussage zu entnehrnen 

sei, "daß der letzte Halbs3.tz de:3 ~ 53 A b~j. 7 lit. a BewC 1955 idF ':::~..E delu 

Abgaben&nde nmgs ges ctz 1977 einen gleichhcits\vid ri gen !nhaJt hätte, \venn 

die im 'vVGG und in der V{GGD'l enthaltenen Bestin-unullgell über die Mietzins­

bildung nicht als .ß.::,,~'_~:.~,licl~~ '/ol'sch:cii"tcn im Sinne dieser Gesetzesstelle in 

entnelnYlt.J1 sein, ducll :L::111t ::;owoLl in der ]~cc;ltsprechung des Verw>aJt1.lJlgsgc-
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Auseinandersetzung mit dieser Regelung, sodaß eine Gleichheitswidrigkeit 

der durch das Abgabenänderungsgesetz 1977 getroffenen Neufassung nicht 

von vornherein als offen si chtlich anges ehen "\verden mußte. 

Abgesehen davon ha.t der Verfassungsgerichtshof sein Erkenntnis vorn 

13. Oktober 1978 auch darauf gestützt, daß die bloße Berücksichtigung von 

Mietzinsen, nicht aber von anderen Benützungsentgelten die Regelung 

gleichheitswidrig mache. Diesbezüglich liegt keine Vorjud.ikatur vor, d.ie 

Bedenken gegen eine derartige Regelung hätte hervorrufen müs sen. 

Insgesamt läßt sich also feststellen, daß die bestehende Rechtsprechung 

der Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts im Zeitpunkt der Beschlußfassung 

des Abgabenär.derungsgesetzes 1977 nicht in so eü:..em Maße offensichtlich 

war, daß zwangsläufig auf die Gleichheitswidrigkeit der dem. Gesetzgeber 

unterbreiteten Entwurfsfassung hätte geschlossen werden rnüssen. Ein 

gleichartiger Zustand besteht gegenwärtig im übrigen insofern, als der 

Verfassungsgerichtshof zwar die Frage der Gleich.heitsmäßigkeit des Zeit­

punktes "31. Dezember 1967 11 aufgeworfen. sich aber dazu nicht aUf;ge­

sprochen hat. 

11. Juli 1979 
Der Bundeskanzler: 
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VERFASSUN GSG E RICr·1T5HO f; 
1010 WIEN, JUDEI-.lPLATZ 11, TEL. 637791 

1-Prä.s/79 

B (; r j c ;1 t 
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und beraten. Darunter wur·en ir,l ~;(;L~.cht:::'j(üu:' ::m 12 'l'i~.t'-.;eJ1 nicL.t-

dies mußten Ele}:.X' aIs bj8h(~I.' ~~cl~ :;,cc l 
,!. 

tagen f3itzungen aogehaltC'':"l V;!:':CdCil .. 

fäll e wura. en enc.eü1 U. gen t:Cl cld. (3 cl C::r:L /,,-;:;' =:;'lD~ C.: U t~ S ,J o.:n;~ t~~, ~;i':lre::.J 

924 :Fälle offen i'Ur 1979. 

Die folgonde 

hofes klar: 

n'; :) 
\...-1. _. ' .... 

Jahr angefallen 

1975 645 
1976 665 

1977 736 
1978 855 

------~~_-..~._- ---~--_ ..... _,_ .... _._--~ 

-! '-::' I", ,-: .-: 
(J __ ~_, .1 

'" :. 

-t44 
~ r: (, 
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149 

766 

Gericb t~)-

off8:1 8.'::' 

J 8.~?:-: es s r'..d e 

4;::-·.z; 
.) -' 

568 

855 
0-; I .... <-4 
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im Vorjahr - auch im Jahre 1978 mit mehreren großen Prozessen 

belastet, deren Erledigung ungewöhnlich viel Zeit beanspruchte. 

Dazu kommt, daß der Gerichtshof auch im Durchschnitt mit immer 

mehr schwierigen Rechtsfällen befaßt wird. Das Ansteigen dos 

Einlaufes ist im übrig"en auch auf die mit der B-VG-Novelle 

Nr. 302/1975 zum 1. Juli 1976 erfolgte Erweiteru.ng der Zustän­

digkeiten des Verfassungsgerichtsilofes zurückzuführen. Eine 

Entlastung des Verfassungsgerichtshofes durch geeignete gesetz­

geberische Maßnahmen ist daher im Interesse seiner Funktions­

fähigkeit unbedingt erforderlicb. 

3.) Während des Jahres standen für die Bearbeitung der 

Fälle fünf ständige Referenten zur Verfügung. Jeder dieser Re­

ferenten hat im Jahre 1978 rl;.nd 150 Fälle zur Entscheidung ge­

bracht. 

An Verwaltungspersonal standen dem Verfassungsge-richts­

hof 32 Bedienstete zur Verfügung; der Präsidialsekretär und 

10 weitere Juristen, 16 Kanzlei- und Schreibkräfte sowie 5 Be­

dienstete in handwerklicher Verwendung, wie Reinigungskräfte, 

Chauffeur und Drucker. 

11. Die Erfahrungen während des Jahres geben zu folgender 

Bemerkung Anlaß: 

Bei Beratung des Falles G- 21/78, G 89,90/78 (arntswegige 

Prüfu.ng der Verfassungsmäßigkeit des vorletzten und letzten 

Satzes des § 53 Abs. 7 lit. ades Bewertungsgesetzes 1955, 
BGB1. Nr. 148 in der Fassung des ersten Abgabenänderungsge­

setzes 19(7) ents-tand nach der Fassun.g der Erläuterungen zur 

Regierungsvorlage (485 der Beilagen zu. den stenographischen 

Protokollen des Nationalrates XIV. GP) zu Art. I Z. 22 der 

Eindruck, daß damit dem Gesetzgeber eine Regelung vorgeschla­

gen wird, die erkennbar nicht im 3tnklang mit der schon beste­

henden Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes steht. 

Wien, am 24. J·ä.nner 1979 
Der Präsident: 

Dr. M e 1 ich a r 
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II) 
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,erste Ort:aIle des 
ndes und der Lan­
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10 
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? 

41 
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offen 
aus 
1974 

o~fen 
aus 
1975 

-
offen 
aus 
1976 

.- . 

offen 
aus 
1977 

~eu 

a.nge-
fallen 
1978 

erle-
digt 
1978 

offen 
für 
1979 
, 

Verfassungs gerichtshof 

Kla-
gen 
nach 
Art. 
137 

-

-

3 

5 

8 

6 

10 

Tabe lle 

über den Anfall und die Erledigung der Rechtssachen 

im Jahre 1978 

Kompetenzent - Ver- Ge- Wahl- Man- An- Be-
scheidungen ord- set- an- dats- kla- schVier-

nach nungs- zes- fech- ver- gen den 

Art. Art . 138 prü- prü- tung lust nach :nach 

126E Abs. Abs. fung fung nach nach Art. Art. 
nach nach 142 144 1 2 Art. Art. Art. und 
139 140 141 143 

--
- - - - - - - - -I 

- - - - 1 - - - 35 
~ 

- 1 - 131 ) 106 ) - - - 198 
- - ._-

- 2 ~ 41 2) 497 ) 4 - - 492 

- 2 - 353 ) 188 ) 3 - - 669 11 ) 

- 1 - 344 ) 309) 5 - - 590 12) 

- 4 - 555) 4810 

~- - 805 13) 

*) in öfftl.Sitzung 264 
in nö~ Sitzung 502 

766 
-------_._-

bitte wenden! 

Zu-
samme: 

--
1 

3( 

--
22~ 

59 

83 

76 

92 
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1) Davon entfallen 7 auf Individualanträge. 

2) Davon entfallen 7 auf Individualanträge. 

3) Davon entfallen 15 auf Individualanträge. 

4) Davon wurden 15 Individualanträge mit Zurückweisung, 
1 mit Abweisung und 3 mit stattgebung sowie 1 mit Ein­
stellung erledigt. 

5) Davon entfallen 9 auf Individualanträge. 

6) Davon entfallen 2 auf Individualanträge. 

7) Davon entfallen 7 auf Individualanträge. 

8) Davon entfallen 40 auf Individualanträge. 

9) Davon wurden 41 Individualanträge mit Zurückweisung, ein 
Individualantrag m:it Einstellung erledigt. 

10) Dayon entfallen 7 auf Individualanträge. 

11) Davon entfallen 13 auf Beschwerden gegen in Ausübung 
"unmittelbarer behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt 
gesetzte Verwaltungsakte. . 

12) Davon wurden' 1 Beschwerde gegen in Ausübung unmittel­
barer behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt gesetzte 
Verwaltungsakte mit stattgebung, 1 Beschwerde mit Ab­
weisung und 1 Beschwerde mit Zurückweisung erledigt. 

13) Davon entfalle"n 10 auf Beschwerden gegen in Ausübung 
unmittelbarer behördlicher Befehls- und Zwangsgevlalt 
gesetzte Verwaltungsakte. 
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